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Rassismus – die angeblich unterschiedliche Wertigkeit von Menschen gemäß ihrer Herkunft – ist 

allgegenwärtig. Egal ob in der Straßenbahn, auf dem Schulhof, am Arbeitsplatz oder beim 

Abendessen in der Familie – Rassismus findet oftmals sehr leicht Nährboden, auf dem er gedeihen 

kann: sei es als angeblich „harmloser Spaß“ in Form von „Witzen“, seien es abfällig-diskriminierende 

Bemerkungen und Beschimpfungen, die nicht selten auch in offen gewalttätigen Angriffen auf 

Asylsuchende und MigrantInnen gipfeln. Vor dem Hintergrund nationalistisch-islamfeindlicher 

Proteste im Zuge von PEGIDA und deren Ablegern hat sich gerade in Sachsen ein rassistisches Klima 

entwickelt, das angesichts der konstant hohen TeilnehmerInnenzahlen im Rahmen der PEGIDA-

Demonstrationen beispiellos für ganz Deutschland ist. Erinnerungen an die Pogrome in Rostock-

Lichtenhagen im Jahre 1992 werden wach, wenn seitens der DemonstrantInnen „Deutschland den 

Deutschen – Ausländer raus!“ skandiert, wenn gar unverhohlen mit Brandanschlägen auf 

AsylbewerberInnenheime gedroht wird. Dass es in vielen Fällen nicht nur bei leeren Drohungen 

bleibt, zeigt die rapide ansteigende Zahl an Angriffen auf Asylunterkünfte: sind 2012 noch 24 

derartige Attacken gezählt worden, so waren es ein Jahr später bereits 58 und 2014 schließlich 150 

Angriffe.[1] Folglich gab es im genannten Jahr in Deutschland fast jeden zweiten Tag einen derartigen 

Angriff auf AsylbewerberInnenheime!  

In Form des so genannten „Asylkompromisses“ wurde bereits 1993 unter der damaligen CDU-

Regierung Helmut Kohls diesem Druck der Straße nachgegeben. Durch die Änderung des 

Grundgesetzes und des Asylverfahrensgesetzes wurden die Möglichkeiten eingeschränkt, sich 

erfolgreich auf das Grundrecht auf Asyl zu berufen – wohlgemerkt ein Grundrecht, das einstmals aus 

der Tatsache hervorging, dass während der Zeit des Nationalsozialismus mehr als 80 Länder weltweit 

über eine halbe Millionen deutsche Flüchtlinge aufnahmen. Auf der Grundlage des 

„Asylkompromisses“ wurde und wird dem Asylgesuch des Großteils von Geflüchteten unter Berufung 

auf die Herkunft bzw. bloße Einreise aus angeblich sicheren Herkunfts- oder Drittstaaten nicht 

stattgegeben. Darüber hinaus beinhaltet der „Asylkompromiss“ die Einführung des 

http://de.wikipedia.org/wiki/Grundgesetz
http://de.wikipedia.org/wiki/Asylverfahrensgesetz
http://de.wikipedia.org/wiki/Asylrecht_(Deutschland)
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Asylbewerberleistungsgesetzes, durch das die Lebensqualität der Asylsuchenden beispielsweise 

durch das Sachleistungsprinzip  stark eingeschränkt wurde. 

Angesichts des staatlich verordneten „Asylkompromisses“ wird bereits deutlich, dass der rassistische 

Mob auf der Straße lediglich ein Symptom des oben bereits angesprochenen Alltagsrassismus 

darstellt. Um Alltagsrassismus mitsamt seinen Ursachen und Auswüchsen erfassen und verstehen zu 

können, ist es demnach unerlässlich, auch auf – zumeist staatliche – Institutionen zu verweisen, 

deren Verhaltens- und Funktionsweisen im Gegensatz zu rassistischen Demonstrationen und 

Angriffen oft im Stillen ablaufen und demnach zumeist nur den direkt Betroffenen bekannt, aber 

dafür keineswegs minder rassistisch oder gar ungefährlich sind.  

Asylsuchende sind aus staatlicher Perspektive häufig nur dann von Bedeutung, wenn sie sich als 

wirtschaftlich verwertbar erweisen. Da die meisten Asylsuchenden aus Kriegs- und Krisengebieten 

fliehen und demnach verständlicherweise weder Zeit noch Elan verspüren, vor oder während ihrer 

Flucht einen Sprachkurs zu absolvieren, scheitert diese wirtschaftliche Verwertbarkeit jedoch schon 

oftmals an mangelhaften bzw. nicht vorhandenen Deutschkenntnissen– unabhängig davon, ob es sich 

hierbei um hochqualifizierte Fachkräfte handelt. In den Augen staatlicher Institutionen stellen 

Asylsuchende demnach lediglich eine Belastung dar, deren Ausmaß es einzudämmen gilt, u.a. auch, 

um dem Druck des rassistischen Mobs der Straße nachzugeben. Folglich wird den Asylsuchenden das 

Leben schwer gemacht, wo dies nur möglich ist. Abgeschoben an den strukturschwachen Stadtrand 

oder in soziale Brennpunkte, abhängig von der Willkür seitens Sozialamt und Ausländerbehörde, 

schikaniert von ständigen Polizeikontrollen oder durch Einschränkungen auf dem Berufsmarkt zur 

Arbeitslosigkeit verdammt ist es den Geflüchteten oftmals unmöglich, sich eine eigene Existenz 

aufzubauen, um sich gezielt in die hiesige Gesellschaft integrieren zu können. Der am Stadtrand 

lebende Asylsuchende, der gezwungenermaßen arbeitslos ist, demnach keine KollegInnen und damit 

auch neue Menschen kennenlernt und dessen Stereotyp vom „kriminellen Ausländer“ dank 

regelmäßiger Polizeikontrollen in aller Öffentlichkeit virulent bleibt, wird der einheimischen 

Bevölkerung immer fremd bleiben – von Integration oder der gar vielbeschworenen 

Willkommenskultur in Sachsen zu schwadronieren, gleicht folglich der reinsten Farce! 

Derartige Fälle von Diskriminierung, Benachteiligung und Ausgrenzung von Geflüchteten begegnen 

den Mitgliedern des Vereins Bon Courage e.V. fast täglich. Seit mehreren Jahren arbeitet der Verein 

nun schon eng mit Asylsuchenden im Landkreis Leipzig zusammen. Auf der Grundlage dieser 

Erfahrungen soll im Folgenden der Versuch unternommen werden, zu untersuchen, wie sich 

Funktions- und Verhaltensweisen verschiedener Institutionen des alltäglichen Lebens diskriminierend 

und einschränkend auf das Dasein von Asylsuchenden auswirken. Zweifelsohne kann der folgende 
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Artikel nur einen ersten Überblick in diesen weit verzweigten Themenkomplex geben. 

Nichtsdestotrotz ist dieser Text als notwendiger Beitrag zu erachten, um einerseits ein besseres 

Verständnis für die oftmals prekäre Lebenssituation von Asylsuchenden zu entwickeln und den 

LeserInnen andererseits Argumente gegen rassistische Hetze an die Hand zu geben. 

 

„Stell dir vor, du suchst eine Wohnung, bekommst aber keine.“  

Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt 

Die Eisenbahnstraße im Leipziger Stadtteil Neustadt-Neuschönefeld gilt in einigen Medien als eine der 

„schlimmsten Straßen Deutschlands“, in der Schlägereien, Messerattacken bis hin zu Schießereien 

angeblich an der Tagesordnung seien.[2] Verwiesen wird in diesem Zusammenhang immer wieder auf 

den hohen MigrantInnenanteil, der in eben jener Straße wohnt und verantwortlich für derartige 

Delikte sei. Dass eine regelrechte Ghettoisierung von MigrantInnen jedoch zum Teil bewusst von 

Wohnungsgesellschaften betrieben wird, zeigt das Beispiel einer jungen Frau, die nach der positiven 

Entscheidung ihres Asylgesuchs auf der Suche nach einer Wohnung in Leipzig war. Trotz der Tatsache, 

dass die von der Frau kontaktierte Wohnungsgesellschaft über viele Wohnungen in verschiedenen 

Leipziger Stadtteilen verfügt, wurden ihr ausschließlich Wohnungen in der Eisenbahnstraße 

angeboten. Hinsichtlich ihrer Rückfrage nach anderen Wohnungsangeboten in anderen Stadtgebieten 

wurde ihr lediglich entgegnet, dass man AusländerInnen ausschließlich Wohnungen in der 

Eisenbahnstraße anbiete.  

Auch eine aus Pakistan stammende Familie mit drei Kindern suchte eine Wohnung im Leipziger Raum 

– diesmal in Markkleeberg und Makranstädt. Während der Familie in Markkleeberg von der 

zuständigen Maklerin mitgeteilt worden war, dass alle anderen Wohnungen von Deutschen bewohnt 

seien und es zu Problemen käme, wenn sie nun eine Wohnung an MigrantInnen vermiete, kam in 

Makranstädt der erst erfolgversprechende Vertragsabschluss schließlich ebenfalls nicht zustande, da 

laut Maklerin drei Kinder plötzlich doch zu viel für die Wohnung gewesen seien.  

Derartige Ausreden, Skepsis und diskriminierende Fragen gehören zum Standardrepertoire vieler 

Wohnungsgesellschaften im Umgang mit MigrantInnen und Asylsuchenden. Jene mehr oder minder 

offen geäußerte Abwehrhaltung gipfelt zuweilen in der Aussage, dass man prinzipiell keine 

Wohnungen an MigrantInnen vermiete, da die Eigentümerin bzw. der Eigentümer nicht mitspiele 

oder dieser Schritt angeblich aufgrund sprachlicher Barrieren und der kulturell bedingt anderen 

Lebensweise etwa Probleme mit den anderen MieterInnen provozieren würde. Besonders betroffen 

von derartigen Abwehrhaltungen sind vor allem kinderreiche Familien, die von den 



Seite 4 von 13 

 

 

Dossier „Asyl in Sachsen- Expertisen aus der lokalen Praxis“                                         

 
 

 

Wohnungsgesellschaften häufig mit Unruhe und Unordnung assoziiert werden, und alleinstehende 

Männer, denen wiederum zum Teil unterstellt wird, dass sie kriminell sein könnten.   

Etliche Wohnungsgesellschaften versuchen darüber hinaus von vorneherein, Anfragen von 

Asylsuchenden zu blockieren. Hierbei sorgen sie durch konkrete Mietpreisfestlegungen dafür, dass 

bestimmte Wohnungen nicht vom Sozialamt bezahlt werden, da sie über den Richtlinien für die 

Kosten der Unterkunft (KdU) liegen. Um Asylsuchenden, aber beispielsweise auch sozial Schwachen 

oder Hartz IV-EmpfängerInnen, den Zugang zu bestimmten Wohnungen zu verwehren, wird folglich 

der Mietpreis angehoben.  

Das Resultat der Einschränkung des Wohnungsmarktes durch die gezielte Zuweisung in bestimmte 

Wohngebiete oder die Verweigerung in Form offener Ablehnung bzw. durch das Anheben des 

Mietpreises ist die regelrechte Ghettoisierung von MigrantInnen in bestimmten Wohngegenden. Auf 

der Grundlage der Residenzpflicht sind Asylsuchende ohnehin dazu verpflichtet, in einem bestimmten 

Landkreis oder einer kreisfreien Stadt zu wohnen, ungeachtet der Tatsache, ob sie überhaupt dort 

leben wollen oder in einem anderen Teil Deutschlands Verwandte haben. Insgesamt betrachtet 

handelt es sich bei den für Asylsuchende und MigrantInnen vorgesehenen Wohngegenden zudem oft 

um strukturschwache Randgebiete oder Stadtviertel, die ohnehin als soziale Brennpunkte gelten. Die 

oben beschriebene Wohnsitzauflage erlischt erst, wenn die Person eine Aufenthaltsgenehmigung 

erhält.  

Das bewusste Abdrängen von Asylsuchenden und MigrantInnen an den (Stadt-)Rand der Gesellschaft 

torpediert jedoch die Möglichkeiten von Asylsuchenden, sich integrieren zu können. Um diesen 

Missstand zu beseitigen, muss eine bewusste Öffnung des Wohnungsmarktes für Asylsuchende 

fernab von Ausgrenzung und Diskriminierung erfolgen. Unerlässlich für die Durchsetzung dieser 

Forderung ist die Sensibilisierung von ImmobilieneigentümerInnen für die Lebenslage der 

Asylsuchenden. Darüber hinaus gilt es, mehr Sozialbauten im Stadtgebiet zu errichten, die von 

erschwinglichen Mietpreisen geprägt sind und demnach nicht nur Asylsuchenden, sondern allgemein 

auch sozial schwächer Gestellten zugute kommen würden.  

 

„Stell dir vor, du verbringst dein halbes Leben auf Ämtern und Behörden.“ 

Ausländerbehörde/Sozialamt 

Asylsuchende sind gezwungen, bei der Ausländerbehörde bzw. dem Sozialamt für jeden noch so 

kleinen Schritt des eigenen Lebens um Erlaubnis zu bitten, wodurch die Planung der näheren Zukunft 

und somit auch die Gestaltungsmöglichkeit eines selbstbestimmten Lebens enorm eingeschränkt wird 

– schließlich wissen die Asylsuchenden nie, ob der von ihnen gestellte Antrag seitens der jeweiligen 
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Behörde auch bewilligt wird. Daraus resultiert eine Abhängigkeit der Asylsuchenden gegenüber 

Behörden, die die Grundlage dafür bildet, dass der Aufwand zur Klärung alltäglicher Erledigungen und 

Gänge ausufert, sich angesichts der bereits erwähnten Ungewissheit bezüglich der Bewilligung 

nervenaufreibend und hinsichtlich meist sehr langer Wartezeiten äußerst zeitintensiv gestaltet.  

Die MitarbeiterInnen des Sozialamts wie auch der Ausländerbehörde verfügen hinsichtlich der 

Entscheidung über die Bewilligung eines von Asylsuchenden gestellten Antrags oft über einen 

weitreichenden Ermessensspielraum. Aufgrund fehlender Kontrollinstanzen ist der Willkür der 

MitarbeiterInnen in ihren Entscheidungen somit Tür und Tor geöffnet, so dass sich gegebenenfalls 

vorhandene rassistische Ressentiments in diesem Rahmen ungehindert und unkontrolliert entfalten 

können. Folglich fühlen sich viele Asylsuchende benachteiligt oder ungleich behandelt. Oftmals 

erweist sich hierbei bereits die (zumeist unpersönlich durch eine Glasscheibe am Schalter erfolgende) 

Kommunikation als äußerst kompliziert: in vielen Sozialämtern und Ausländerbehörden wird ganz 

offensiv an der gesetzlich geregelten Amtssprache Deutsch festgehalten, obwohl viele der 

SachbearbeiterInnen durchaus beispielsweise des Englischen mächtig sind. Im Hinblick auf 

mangelnde Deutschkenntnisse fällt es vielen Asylsuchenden schwer, Anweisungen der 

MitarbeiterInnen des Sozialamtes oder gar die zu stellenden Antragspapiere zu verstehen – an der 

Behördensprache deutscher Bürokratie scheitern schließlich nicht selten auch viele einheimische 

MuttersprachlerInnen.  

Schulungen, die der Förderung interkultureller Kompetenzen wie auch der Sensibilisierung der 

MitarbeiterInnen von Ausländerbehörde und Sozialamt gegenüber der Lebenssituation von 

Asylsuchenden dienen, sowie die bewusste Einstellung mehrsprachiger MitarbeiterInnen könnten 

zukünftig dazu beitragen, Kommunikationsschwierigkeiten zu reduzieren und Anträge demnach 

unkomplizierter wie auch zügiger zu bearbeiten.  

  

 

„Stell dir vor, du hast Schmerzen, aber niemand behandelt dich.“ 

Medizinische Versorgung  

Wenn Asylsuchende einen Arzttermin wahrnehmen wollen, sind sie erst einmal gezwungen, sich zum 

Sozialamt bzw. zur Ausländerbehörde zu begeben, um sich dort einen Behandlungsschein zu 

besorgen, ehe sie anschließend zunächst eineN AllgemeinmedizinerIn aufsuchen dürfen. Hierbei 

können sich bereits die oft sehr knapp bemessenen Öffnungszeiten des Sozialamtes äußerst 

erschwerend auswirken. Werden Asylsuchende beispielsweise an einem Tag krank, an dem das 

Sozialamt geschlossen hat, können sie sich ohne Behandlungsschein nicht behandeln lassen und 
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müssen auf den nächsten Sprechtag warten. Einige Sozialämter haben nur einen Sprechtag pro 

Woche, so dass Asylsuchende gezwungen sind, den oft weiten und vor allem auch teuren Weg in 

andere Sozialämter auf sich zu nehmen, falls sie nicht im Zeitraum des erwähnten Sprechtags 

erkranken.  

Insofern AllgemeinmedizinerInnen eine Überweisung der/des erkrankten Asylsuchenden veranlassen, 

dürfen Asylsuchende nicht wie Einheimische sofort bei der/dem jeweils zuständigen 

Fachärztin/Facharzt erscheinen, sondern müssen erneut zum Amt zurückkehren, um hierfür nun 

einen Krankenschein zu beantragen. Das Ausstellen des benötigten Krankenscheins kann jedoch 

durch die MitarbeiterInnen des Amtes verwehrt werden, falls diese nicht einsehen, warum das Amt 

die Kosten für die Behandlung übernehmen sollte. Wohlgemerkt wird hier teilweise ohne jegliche 

medizinische Schulung vollkommen willkürlich, d.h. nach eigenem Ermessen entschieden, wer von 

den Asylsuchenden als behandlungsbedürftig gilt und wer nicht.  

Verlief die Beantragung des Krankenscheins seitens der/des Asylsuchenden erfolgreich, eröffnen sich 

neue Hürden: In einigen Landkreisen bleibt Asylsuchenden das Recht auf eine freie Arztwahl 

verwehrt. Hintergrund hierfür bildet die Tatsache, dass Asylsuchende nur diejenigen ÄrztInnen 

aufsuchen dürfen, mit denen das Amt auch Verträge abgeschlossen hat. Anträgen der Asylsuchenden 

auf einen Wechsel infolge von Problemen mit der/dem jeweiligen Ärztin/Arzt werden häufig nicht 

stattgegeben. Mittlerweile hat sich die Situation zwar stellenweise geändert, so dass Asylsuchenden 

die Wahl der/des behandelnden Ärztin/Arztes beispielsweise im Landkreis Leipzig nunmehr freisteht. 

Allerdings gestaltet sich der Zugang zu ÄrztInnen für Asylsuchende trotzdem weiterhin sehr schwierig, 

da manche ÄrztInnen Asylsuchende von vorneherein nicht behandeln wollen. Als z.B. der Verein Bon 

Courage e.V. einen Wegweiser für Asylsuchende erarbeiten wollte, sollte eben jene Broschüre auch 

eine Übersicht über die im Landkreis arbeitenden ÄrztInnen enthalten. Hierbei wurden etliche 

ÄrztInnen von Mitgliedern des Vereins telefonisch mit der Anfrage kontaktiert, ihre Praxen in den 

Wegweiser aufnehmen zu dürfen. Das ernüchternde Ergebnis war, dass einige ÄrztInnen diesem 

Ersuchen nicht zustimmten. Begründet wurde diese Haltung zum Teil damit, dass Kapazitätsgrenzen 

erreicht seien und man keine weiteren PatientInnen mehr aufnehme. Aber auch offen rassistische 

Äußerungen, dass man beispielsweise „dieses Pack“ nicht behandeln wolle, waren zu vernehmen. 

Darüber hinaus lässt sich jedoch ebenso feststellen, dass sich viele ÄrztInnen beispielsweise aufgrund 

von Sprachbarrieren oder Unkenntnis bezüglich der Abrechnung der Behandlung von Asylsuchenden 

überfordert fühlen und aus diesem Grund eine Behandlung ablehnen.   

Sollte eine ärztliche Untersuchung erfolgt sein, ist dies noch kein Garant für eine Behandlung zur 

Linderung oder Beseitigung der Erkrankung der/des Asylsuchenden, denn das 
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Asylbewerberleistungsgesetz, auf dem der Zugang zu medizinischer Versorgung für Asylsuchende 

beruht, sieht eine Behandlung nur bei akuten Fällen vor. Demzufolge bildet das 

Asylbewerberleistungsgesetz die Grundlage dafür, dass Asylsuchende per Gesetz eine schlechtere, 

zuweilen auch gar keine medizinische Behandlung erfahren, als dies bei Einheimischen der Fall ist. 

Daraus resultiert wiederum die Tatsache, dass Asylsuchende zum Teil über Jahre hinweg mit sehr 

starken Schmerzen leben müssen, ohne dass diese Schmerzen behandelt werden. Selbst wenn einE 

Fachärztin/Facharzt in diesem Zusammenhang feststellt, dass beispielsweise eine Operation 

notwendig ist, muss dieser Eingriff erst beantragt werden. Die Folge ist eine Begutachtung beim 

Gesundheitsamt, wobei das dort erfolgende, für eine tiefgründige Diagnose meist zu kurz ausfallende 

Gespräch bei der letztlichen Entscheidung durch das Sozialamt bzw. die Ausländerbehörde oftmals 

schwerer wiegt als die zuvor erfolgte Einschätzung der/des behandelnden Fachärztin/Facharztes. 

Gelegentlich wird gleich ganz auf das Gespräch mit der/dem erkrankten Asylsuchenden verzichtet, 

sondern auf der Grundlage der vorliegenden Akten eine Entscheidung gefällt. Das aus dem Gespräch 

bzw. der Akteneinsicht resultierende Urteil erscheint demzufolge wenig verwunderlich: die 

Erkrankung sei nicht akut, weshalb die Behandlung warten könne, bis eine Entscheidung über das 

jeweilige Asylverfahren vorliege. So wurde beispielsweise die durch einen Facharzt empfohlene 

Operation eines aus dem Iran stammenden Mannes, der aufgrund einstiger Folter große Probleme 

mit seinem Knie hatte, vom Amt mit der Begründung abgelehnt, dass die Schmerzen nicht akut seien, 

weshalb auch keine Übernahme der Behandlungskosten erfolge. 

Ähnlich problematisch gestaltet sich auch die Behandlung von psychosozialen Symptomen und 

Krankheiten, unter denen viele Asylsuchende aufgrund der traumatischen Erfahrung von Krieg, 

Verfolgung und Flucht leiden. Auch in derartigen Fällen verwehrt das Amt oftmals die notwendige 

Behandlung mit der Begründung, die Erkrankung sei nicht akut.  

Das Asylbewerberleistungsgesetz bildet folglich einen entscheidenden Bestandteil im Rahmen der 

alltäglichen Diskriminierung von Asylsuchenden und muss demnach abgeschafft werden, um die 

Grundlage für eine gleichberechtigte medizinische Versorgung zu schaffen. Als Alternative zu dem 

oben beschriebenen, äußerst umständlichen Verfahren kann die Einführung einer Chipkarte dienen, 

mit der Asylsuchende die gleichen medizinischen Leistungen wie Einheimische in Anspruch nehmen 

können. Eine derartige Chipkarte für Asylsuchende ist beispielsweise in Hamburg eingeführt worden 

und erwies sich hierbei als erfolgreich. Die Einführung einer Krankenkarte für Geflüchtete würde 

nicht nur den Asylsuchenden helfen, sondern auch die Sozialbehörden entlasten. Asylsuchende 

könnten im Krankheitsfall direkt ÄrztInnen aufsuchen und bräuchten nicht den Umweg über die 
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Sozialbehörde nehmen. Darüber hinaus könnten die ÄrztInnen die erbrachten Leistungen auch 

einfacher abrechnen.  

 

„Stell dir vor, du willst gern arbeiten gehen, aber man verbietet es dir.“ 

Arbeitsamt/Jobcenter/Arbeit 

Innerhalb der ersten drei Monate besteht für Asylsuchende ein generelles Arbeitsverbot. 

Anschließend ist es ihnen nur mit Erlaubnis der Ausländerbehörde gestattet, einer Erwerbstätigkeit 

nachzugehen. Hierfür müssen sich die Asylsuchenden selbstständig um einen Job bemühen.  

Verlief ihre Suche erfolgreich, sind sie gezwungen, für eben jene Stelle einen Antrag auf 

Arbeitserlaubnis zu stellen. Die Bearbeitungsdauer dieses Antrags kann sich jedoch über einen 

Zeitraum von bis zu sechs Monaten und mehr erstrecken, so dass die/der potentielle ArbeitgeberIn 

die Stelle mittlerweile nicht selten bereits an eineN andereN BewerberIn vergeben hat. Oftmals lehnt 

die Ausländerbehörde den Antrag jedoch ohnehin ab. Begründet wird dieser Schritt in der Regel 

damit, dass die betreffende Person ihrer Mitwirkungspflicht, so z.B. bei der Hilfe der Passbeschaffung, 

nicht nachgekommen sei.  

Zu beachten ist hierbei zudem die so genannte Vorrangprüfung, nach der das zuständige Jobcenter 

zunächst überprüft, ob die jeweilige Stelle nicht durch einE DeutscheN bzw. einE EU-BürgerIn besetzt 

werden kann. Dem von rechtsextremen bzw. –populistischen Parteien skandierten Slogan 

„Arbeitsplätze zuerst für Deutsche!“ wird somit Rechnung getragen. 

Wenngleich zusammengefasst betrachtet für Asylsuchende zwar theoretisch die Möglichkeit besteht, 

nach dem Ende des dreimonatigen Arbeitsverbots eine Arbeitsstelle zu finden, so wird ihnen der 

Zugang zum Arbeitsmarkt durch die erforderliche Arbeitserlaubnis der Ausländerbehörde sowie die 

anstehende Vorrangprüfung dennoch unglaublich erschwert. Um Asylsuchenden demzufolge 

gleichberechtigte Chancen auf dem Arbeitsmarkt einzuräumen, ist die Abschaffung des 

Arbeitsverbots wie auch der Vorrangprüfung unerlässlich.  

 

 

„Stell dir vor, du wirst täglich von der Polizei kontrolliert.“ 

Polizeikontrollen (Racial Profiling) 

Willkürliche Polizeikontrollen gehören in Sachsen zum Alltag von Asylsuchenden und MigrantInnen. 

So patrouillieren PolizistInnen zu zweit oder in Gruppen kontinuierlich in den Bahnhöfen, um gezielt 

nach anders, d.h. „nicht deutsch“ aussehenden Personen – in erster Linie Männern, die allein oder als 

Gruppe unterwegs sind – Ausschau zu halten, die sie anschließend kontrollieren können. Doch nicht 
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nur in den Bahnhöfen, sondern auch in den Zügen selbst erfolgen derartige Kontrollen, die von 

PolizistInnen durchgeführt werden, die hierfür extra in den Zügen – so z.B. auf der Strecke zwischen 

Leipzig und Chemnitz – mitfahren. Diese Kontrollen stellen Paradebeispiele des racial profiling dar, da 

sich die Verdachtsmomente für das Durchführen einer Kontrolle allein auf Aussehen, ethnische oder 

(optisch erkennbare) religiöse Zugehörigkeit berufen.  

Auf der Grundlage derartiger Kontrollen können die BeamtInnen beispielsweise überprüfen, ob 

Asylsuchende die ihnen auferlegte Residenzpflicht einhalten. Bei jener Residenzpflicht handelt es sich 

um eine Auflage, die die Betroffenen dazu verpflichtet, sich nur in einem von der zuständigen 

Behörde festgelegten Bereich aufzuhalten. Die Residenzpflicht stellt somit ein weiteres Puzzleteil im 

Kanon jener Maßnahmen dar, die eine selbstbestimmte Gestaltung des eigenen Lebens stark 

einschränken, wenn nicht gar verunmöglichen. 

Häufig steigen die in den Zügen kontrollierenden PolizistInnen demnach immer genau an jener 

Haltestelle ein, an der die Zone für Residenzrecht-Pflichtige endet, um Verletzungen der 

Residenzpflicht zu überprüfen, die mit Geldstrafen bzw. im wiederholten Falle gar mit einem 

Freiheitsentzug von bis zu einem Jahr geahndet werden können. Auch wenn die Residenzpflicht 

mittlerweile gelockert worden ist und für Asylsuchende, die im Besitz einer Aufenthaltsgenehmigung 

sind, nur in den ersten drei Monaten gilt, so kann sie dennoch weiterhin als 

Sanktionierungsmaßnahme durch die Ausländerbehörde eingesetzt werden. Wann dies geschieht, 

liegt im Ermessensspielraum der MitarbeiterInnen. Sollte eine Person beispielsweise ihre 

Mitwirkungspflicht nicht erfüllen, indem sie z.B. nicht bei der Besorgung eines Passes hilft, kann das 

Amt die Residenzpflicht wieder auferlegen oder zu weiteren Sanktionsmitteln – so u.a. der 

Auszahlung von Sachleistungen (z.B. in Form von Gutscheinen) an Stelle von Bargeld – greifen.  

Fakt ist, dass kontinuierliche Polizeikontrollen in aller Öffentlichkeit die Betroffenen nicht nur 

entwürdigen, sondern auch den Stereotyp des „kriminellen Ausländers“ in der Bevölkerung beflügeln, 

indem Verletzungen der Residenzpflicht beispielsweise vollkommen unspezifisch in die 

Kriminalitätsstatistiken der Polizei aufgenommen werden und somit ein verzerrtes Bild der so 

genannten „AusländerInnenkriminalität“ erzeugen.  

Nicht nur aufgrund der Tatsache, dass die Residenzpflicht innerhalb der Europäischen Union 

ausschließlich in Deutschland existiert, sondern vor allem auch hinsichtlich der bereits erwähnten 

Einschränkung der Lebensqualität wie auch Kriminalisierung der Asylsuchenden, ist die Abschaffung 

der Residenzpflicht dringend erforderlich, um auch für Geflüchtete ein menschenwürdiges, von 

Selbstbestimmung geprägtes Dasein gewährleisten zu können. Ebenso zu entlassen sind 
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Polizeikontrollen, deren Verdachtsmomente sich lediglich auf die Herkunft und das Äußere eines 

Menschen stützen.   

 

„Stell dir vor, du hast einen Fehler begangen, bereust ihn, wirst aber gleich doppelt dafür bestraft.“ 

Gerichte 

Das bereits erwähnte Stereotyp des „kriminellen Ausländers“ scheint auch in deutschen 

Gerichtssälen fest verwurzelt zu sein. Ein Beispiel hierfür bildet u.a. die juristische Vorgabe, Personen, 

die über einem festen Aufenthaltstitel verfügen, auszuweisen bzw. abzuschieben, wenn sie zu einem 

Freiheitsentzug von mindestens drei Jahren verurteilt worden sind. Zum Teil liegen die verhandelten 

Delikte viele Jahre zurück und werden von den Angeklagten zutiefst bereut, da sie gewillt sind, sich 

hierzulande eine feste Existenz aufzubauen. Darüber hinaus kann die Verurteilung im Falle einer 

damit verbundenen Abschiebung gleich als doppelte Strafe angesehen werden: Folglich werden die 

Verurteilten zum Teil in Länder zurückgeschickt, die sie bereits vor vielen Jahren verlassen haben, 

deren Sprache sie demzufolge gar nicht bzw. nur sehr schlecht sprechen und in denen keine 

Familienangehörigen mehr wohnen. Von Gerechtigkeit oder gar einer Gleichbehandlung gegenüber 

einheimischen Verurteilten kann demnach keine Rede sein. Durch eine Abschiebung wird vor allem 

denjenigen Menschen, die aus ihren Fehlern der Vergangenheit gelernt haben und dies in Form von 

guter Führung oder dem Beginn einer Ausbildung unter Beweis stellen würden, die Möglichkeit 

verwehrt, sich nach Absitzen der Haftzeit eine feste Existenz, eine eigene Zukunft aufzubauen.  

 

„Stell dir vor, du wirst bestraft, weil du dich in deiner Muttersprache unterhältst.“ 

Gefängnisse 

Menschen mit Migrationshintergrund, die in deutschen Gefängnissen Haftstrafen verbüßen müssen, 

wissen, dass die Behandlung durch die WärterInnen je nach Herkunft sehr willkürlich ausfallen kann.  

Neben rassistischen Beschimpfungen wie „Kanake“ oder „Ölauge“, mit denen migrantische 

GefängnisinsassInnen von einigen der WärterInnen immer wieder bedacht werden, liegen folglich 

auch Berichte vor, dass Gefangene mit z.T. willkürlichen Strafmaßnahmen rechnen müssen, wenn sie 

sich untereinander in ihrer Muttersprache unterhalten. Die BeamtInnen gehen hierbei scheinbar 

davon aus, dass die Gefangenen sie in ihrer Sprache beleidigen würden, woraufhin sie über die 

betreffenden Insassen beispielsweise Fernseh- oder Sportverbote verhängen. Darüber hinaus sind 

Fälle bekannt geworden, in denen der Freigang bestimmter Häftlinge bewusst verkürzt wurde, indem 

die Zellen der Betroffenen erst eine halbe Stunde nach Beginn des Freigangs aufgeschlossen worden 

sind.  
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Diskriminierungsfälle im Rahmen von Gefängnissen könnten durch die Förderung interkultureller 

Kompetenzen der WärterInnen sowie die Einstellung mehrsprachiger SozialarbeiterInnen zumindest 

ein stückweit reduziert werden.  

 

„Stell dir vor, du fliehst vor Elend und Not und man schickt dich einfach wieder zurück.“ 

Abschiebehaft 

MigrantInnen dürfen sich laut Gesetz nur dann in Deutschland aufhalten, wenn sie im Besitz eines 

gültigen Aufenthaltstitels sind oder wenn sie von Gesetzes wegen vom Erfordernis eines 

Aufenthaltstitels befreit sind, z.B. im Rahmen eines kurzfristigen visumsfreien Aufenthalts. 

MigrantInnen, die kein explizites Recht zum Aufenthalt besitzen, sind ausreisepflichtig und somit 

gezwungen, das Land wieder zu verlassen. Eine Duldung stellt insofern kein Aufenthaltsrecht dar, 

sondern sichert MigrantInnen nur eine befristete Aussetzung der Abschiebung zu. Ist diese Frist 

verstrichen, wird die Abschiebung der Betroffenen – darunter auch Familien und Kinder – 

vorgenommen. Abschiebehaft kann in diesem Zusammenhang bereits dann angeordnet werden, 

wenn der „begründete Verdacht“ besteht, dass Geflüchtete „sich der Abschiebung entziehen 

wollen“. Diese Bestimmung ist sehr weit auslegbar. Damit sind im Prinzip alle Geflüchteten, deren 

Abschiebung angeordnet wurde, von Inhaftierung bedroht. Die drohende Abschiebung ist demnach 

ein effektives Mittel, um Druck auf Asylsuchende ohne Aufenthaltsgenehmigung auszuüben und sie 

somit von vorneherein zur „freiwilligen“ Ausreise zu drängen.  

Hierfür werden die Betroffenen in Abschiebelagern bzw. Ausreisezentren eingesperrt. Dabei handelt 

es sich um Lager für abgelehnte AsylbewerberInnen, die aufgrund fehlender Papiere nicht 

abgeschoben werden können. Sie werden zentral in den Lagern untergebracht, mit dem Ziel, so lange 

auf sie einzuwirken, bis sie „freiwillig“ ausreisen, als Illegale untertauchen oder abgeschoben werden 

können, weil ein potentielles Herkunftsland bestätigt, dass es sich bei der jeweiligen Person um einE 

StaatsbürgerIn dieses Landes handelt. Den meisten der dort internierten Menschen wird unterstellt, 

ihre Herkunft bewusst zu verschleiern und damit die Beschaffung eines Passes als 

Grundvoraussetzung für eine Abschiebung aus Deutschland unmöglich zu machen.  

Der Alltag der in Abschiebehaft sitzenden Geflüchteten ist von Reglementierung und Überwachung 

geprägt. Abgesehen von drei Mahlzeiten am Tag erhalten sie keine materiellen Leistungen. Dafür 

stehen die Betroffenen unter ständiger Bewachung durch Sicherheitsdienste, unterliegen einer 

Meldepflicht und werden regelmäßig von MitarbeiterInnen der Ausländerbehörde verhört, um sie 

somit unter Druck zu setzen, Deutschland zu verlassen. Demnach dürfen die betroffenen 

Geflüchteten auch weder arbeiten noch Deutschkurse besuchen. All dieser Druck führt jedoch nur 

http://de.wikipedia.org/wiki/Duldung_(Aufenthaltsrecht)
http://de.wikipedia.org/wiki/Abschiebung_(Recht)
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selten zur Ausreise – viel häufiger fliehen Internierte aus den Lagern in ein Leben in der Illegalität. In 

etlichen Fällen führten das menschenunwürdige Dasein in den Abschiebelagern wie auch die 

permanente Angst vor Abschiebung und drohender Verfolgung im Herkunftsland gar dazu, dass 

Abschiebehäftlinge in den Selbstmord getrieben wurden.  

Im Bundesland Sachsen saßen 2013 insgesamt 232 Menschen in Abschiebehaft. Hierfür nutzt 

Sachsen die Abschiebehaftanstalten anderer Bundesländer, in denen die Geflüchteten zuweilen 

Wochen oder gar ganze Monate ohne das Vorliegen einer Anklage inhaftiert sind. 

Die Isolation der von einer Abschiebung bedrohten Geflüchteten sowie die von Überwachung und 

psychischer Druckausübung geprägten Lebensverhältnisse in den Abschiebelagern sind vollkommen 

menschenunwürdig. Die Abschaffung der Abschiebehaft sowie die damit verbundene Auflösung aller 

Abschiebelager sind demnach unerlässlich.   

 

„Rassistisch ist nicht nur PEGIDA, rassistisch ist das System!“ 

Ein Fazit 

In Artikel eins des Grundgesetzes wurde verankert, dass die Würde des Menschen unantastbar sei. 

Nichtsdestotrotz werden Asylsuchende wie Menschen zweiter, nein, gar dritter Klasse behandelt – 

und das nicht nur durch die Normalbevölkerung auf der Straße, deren Repertoire der Ablehnung von 

verächtlichen Blicken über diskriminierende Bemerkungen bis hin zu tätlichen Angriffen reicht. Nein, 

Rassismus hat nicht nur in den Köpfen weiter Teile der Bevölkerung einen festen Platz gefunden, 

sondern ist – wie oben ausführlich dargelegt – auch fest im Rahmen deutscher Institutionen 

verankert. Dass sich hieraus Wechselwirkungen aus dem Alltagsrassismus von Teilen der Bevölkerung 

auf der einen und deutschen Institutionen auf der anderen Seite ergeben, liegt auf der Hand. 

MitarbeiterInnen der Ausländerbehörde und des Sozialamtes, PolizistInnen, RichterInnen oder 

GefängniswärterInnen verfügen über Einfluss und Macht, über das Leben der ihnen förmlich 

ausgelieferten Asylsuchenden zu entscheiden. Wenngleich zweifelsohne Positivbeispiele existieren, 

so lässt es sich nicht verleugnen, dass auch die in den angesprochenen Institutionen tätigen 

Berufsgruppen keineswegs vor rassistischen Ressentiments gefeit sind. Vor dem Hintergrund der 

ihnen beruflich verliehenen Machtposition können sie nun eben jenes rassistische Gedankengut in 

Form von behördlicher Willkür und institutionellem Rassismus ausleben. Juristische Instrumente wie 

das Asylbewerberleistungsgesetz, die Residenzpflicht oder die Vorrangprüfung sichern ein derartig 

menschenunwürdiges Verhalten nicht nur ab, sondern bilden ausdrücklich die Grundlage, auf der 

eine von Willkür und rassistischen Vorurteilen geprägte Behandlung von Asylsuchenden erst vollends 

gedeihen kann.  
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Um diesen Missstand gezielt einzudämmen, ist es unerlässlich, verpflichtende interkulturelle 

Schulungen für all jene Institutionen einzufordern, die häufig mit Asylsuchenden in Kontakt kommen. 

Dies könnte die MitarbeiterInnen der jeweiligen Institution für die Lebenssituation der 

Asylsuchenden (noch stärker) sensibilisieren, um darauf aufbauend eventuell bestehende rassistische 

Ressentiments abzubauen. Sprachschulungen oder die Einstellung mehrsprachiger MitarbeiterInnen 

könnten zudem dazu beitragen, Kommunikationsprobleme und daraus resultierende 

Missverständnisse zu reduzieren.  

Diese reformistisch orientierten Möglichkeiten zur Eindämmung von institutionellem Rassismus 

können zwar ein Anfang auf dem langen und vor allem steinigen Weg zu einem menschenwürdigeren 

Dasein Asylsuchende, aber noch lange nicht das Ende unserer Forderungen sein. So gilt es auch 

weiterhin, unbeirrt und konsequent an der Abschaffung diskriminierender Grundlagen wie der 

Residenzpflicht, dem Arbeitsverbot, der Vorrangprüfung oder der Abschiebung von Geflüchteten 

festzuhalten.  

 

Endnoten 
 
[1] Siehe: www.zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/2015-02/asyl-fluechtlingsheime-uebergriffe-zahl-
steigend (Aufruf am 13. März 2015). 
 [2] Siehe: Julia Kynast, Eisenbahnstraße jetzt Gefahrenzone,  
www.bild.de/regional/leipzig/gefahrengebiet/eisenbahnstrasse-jetzt-gefahrenzone-
37344196.bild.html (Aufruf am 13. März 2015). 
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